
DER VERÄNDERTE 
RESSOURCENBEDARF 
UND DIE UMSTRITTENE 
ZUKUNFT FOSSILER 
BRENNSTOFFE

Der Klimaschutz ist in einem ent-
scheidenden Jahrzehnt der Umsetzung 
angelangt. Das Zeitfenster für die Er-
reichung der Ziele des Pariser Abkom-
mens schrumpft rapide und macht eine 
gefährliche Störung des Klimasystems 
durch den Menschen immer wahr-
scheinlicher. Da die Staatengemein-
schaft Emissionsminderungen verzögert 
hat, werden die Bemühungen zur Trans-
formation des Energiesystems wahr-
scheinlich disruptiver verlaufen und 
direkte Auswirkungen auf die Geopoli-
tik haben.

Die meisten Szenarien zur Emissions-
minderung, die eine Erwärmung von 

weniger als 2 °C bis zum Ende des Jahr-
hunderts vorhersagen, gehen von einem 
raschen Rückgang des Angebots von 
Kohle und Öl bis zur Mitte des Jahrhun-
derts aus. Diese Modelle deuten je nach 
zugrunde liegendem Szenario darauf 
hin, dass die Förderung von Kohle und 
Öl rund um die Jahre 2020 beziehungs-
weise 2030 ihren Scheitelpunkt errei-
chen. Der Entwicklungspfad bei Erdgas 
ist hingegen unsicherer. Während eini-
ge Szenarien auf einen Ausstieg um die 
Jahrhundertmitte hindeuten, sehen an-
dere auf eine weitere Förderung bis zum 
Ende des Jahrhunderts und möglicher-
weise darüber hinaus vor. Angesichts 
der weltweit beispiellos hohen Treib-
hausgasemissionen und des Verbrauchs 
fossiler Brennstoffe scheint eine Trend-
wende jedoch in weiter Ferne zu liegen. 

Die von der Trump-Administration ge-
plante Ausweitung der Nutzung fossiler 

Brennstoffe und die jüngsten Vorstöße 
einiger Vertragsparteien, den bei der 
Weltklimakonferenz in Dubai (COP28) 
erreichten Konsens umzukehren, zielen 
darauf ab, Transformationsprozesse zu 
verzögern oder zu verhindern. Folglich 
könnte es zu einer Fragmentierung der 
Klima- und Energiepolitik kommen, bei 
der einige Akteure die grüne Transfor-
mation stärker vorantreiben, während 
andere versuchen, etablierte Energie- 
und Wirtschaftsmodelle zu bewahren. 
Dennoch ist die grüne Transformation 
in vollem Gange, auch aufgrund ver-
änderter wirtschaftlicher Rahmen-
bedingungen. Der Fall der deutschen 
Automobilindustrie zeigt auf, dass eine 
Verzögerung der Transformation in grü-
nen Schlüsseltechnologien den Verlust 
von Marktanteilen zugunsten anderer 
Akteure bedeuten kann.
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Der Klimawandel beeinflusst die Beziehungen zwischen Staaten und wirkt sich auf die Geopolitik aus. Bisher lag die Auf-
merksamkeit vor allem auf der Geopolitik der Dekarbonisierung – sprich auf der sich verändernden Energieversorgung, neuen 
Ressourcenabhängigkeiten und der Finanzierung des Klimaschutzes. Doch ebenso wichtig ist die Frage, wie die Kosten und 
Schäden des Klimawandels umgekehrt die Geopolitik verändern – durch die Schwächung der Wirtschaft, Unbewohnbarkeit 
ganzer Regionen oder die ungleiche Auswirkung von Klimafolgen. 

https://www.nature.com/articles/s41467-023-41105-z
https://www.nature.com/articles/s41467-023-41105-z
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Ambitionierte nationale Klimapoliti-
ken sollten zu einer Verringerung der 
Nachfrage nach fossilen Brennstoffen 
führen. In den letzten siebzig Jahren 
konnten Anbieter fossiler Brennstoffe 
oft Marktdynamiken und Preise kontrol-
lieren, etwa durch Produktionsquoten. 
Doch die wirtschaftliche Umstrukturie-
rung schreitet voran, und die meisten 
Investitionen fließen heute weltweit in 
saubere Energie. Im Jahr 2024 belie-
fen sich die weltweiten Investitionen in 
diesen Bereich auf zwei Billionen Dol-
lar – fast doppelt so viel wie in fossile 
Brennstoffe. Allein in den letzten fünf 
Jahren sind die Investitionen in klima-
freundliche Energien um mehr als 60 

Prozent gestiegen, vor allem aufgrund 
von Ausgaben für erneuerbare Energien, 
Netze und Speicher sowie Energieef-
fizienz und Endverbrauch. Dies ist ein 
bedeutender Unterschied im Vergleich 
zu vor nur zehn Jahren, als Investitio-
nen in fossile Brennstoffe die Ausgaben 
für saubere Energien noch überstiegen. 
Im Rahmen des ersten Global Stocktake 
auf der COP28 im Dezember 2023 er-
kannten die Vertragsparteien des Pariser 
Abkommens die wachsende Dringlich-
keit an und einigten sich auf einen „ge-
rechten, geordneten und ausgewogenen 
Übergang weg von fossilen Brennstoffen 
in den Energiesystemen“. Die meisten 
Staaten beschlossen auch ein globales 

Ziel zur Verdreifachung der Kapazitäten 
an erneuerbaren Energien und zur Ver-
doppelung der Energieeffizienz bis 2030 
(„tripling up, doubling down“).

DIE KOMPLIZIERTE 
GEOPOLITIK DER 
DEKARBONISIERUNG

Geopolitik wird gemeinhin definiert 
als die „Analyse der geografischen Ein-
flüsse auf die Machtverhältnisse in den 
internationalen Beziehungen“. Zu die-
sen geografischen Einflüssen gehören 
natürliche Ressourcen und, im 21. Jahr-
hundert, auch die Auswirkungen des 

Quelle: IEA (2024), Abbildung in Global Critical Minerals Outlook 2024: www.iea.org/data-and-statistics/charts/geographical-dis-
tribution-of-mined-or-raw-material-production-for-key-energy-transition-minerals-in-the-base-case-2023-2040-2  
Letzte Aktualisierung am 13. Mai 2024. Licence: CC BY 4.0.

Geografische Verteilung der Förderung oder Produktion für wichtige  
Rohstoffe der Energiewende im Basisszenario, 2023-2040
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Anmerkung: Die Graphitförderung bezieht sich auf natürliches Flockengraphit. Die Zahlen für Seltene Erden beziehen sich nur auf 
magnetische Seltene Erden. Die Abbildung zeigt den Wert der drei wichtigsten Förderländer in einem bestimmten Jahr.

https://www.iea.org/reports/world-energy-investment-2024/overview-and-key-findings
https://www.iea.org/reports/world-energy-investment-2024/overview-and-key-findings
https://unfccc.int/documents/637073
https://unfccc.int/documents/637073
https://www.britannica.com/topic/geopolitics
http://www.iea.org/data-and-statistics/charts/geographical-distribution-of-mined-or-raw-material-production-for-key-energy-transition-minerals-in-the-base-case-2023-2040-2
http://www.iea.org/data-and-statistics/charts/geographical-distribution-of-mined-or-raw-material-production-for-key-energy-transition-minerals-in-the-base-case-2023-2040-2
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Klimawandels. Die Betonung der „strate-
gischen Bedeutung natürlicher Ressour-
cen, ihrer Lage, ihrer Transportwege 
und ihrer Engpässe“ ist etabliertes In-
teresse der Geopolitik. Und auch wenn 
sich der Ressourcenbedarf verschiebt, 
bleiben solche analytischen Betrach-
tungsweisen heute relevant. 

Gleichzeitig entstehen neue geopoliti-
sche Bedrohungen, wenn etwa Politiken 
zur Emissionsminderung die Monopol-
macht von Akteuren infrage stellt, die 
auf der Gewinnung fossiler Ressourcen 
aufbaut. Gleiches gilt, wenn Akteure um 
die Kontrolle über neue Materialien und 
Ressourcen der grünen Transformation 
ringen. Der sich ändernde Ressourcen-
bedarf rückt neue Akteure in den Mittel-
punkt, zum Beispiel Länder mit reichen 
Vorkommen an sogenannten kritischen 
Rohstoffen (CRM). Dies bringt erheb-
liche neue Einkommensmöglichkeiten 
und einen wachsenden Einfluss auf die 
Lieferketten mit sich. Allerdings erge-
ben sich auch neue Herausforderungen 
im Zusammenhang mit der Rohstoff-
gewinnung, wie zum Beispiel mögliche 
Schäden an Ökosystemen oder Risiken 
für Sozialstandards und Arbeitsrechte. 

Da die grüne Transformation die glo-
bale politische Ökonomie verändert, 
können viele Akteure bisher nicht rea-
lisierte komparative Vorteile nutzen und 
wirtschaftliche Chancen ergreifen. So 
besteht beispielsweise ein erhebliches 
Potenzial für die Gewinnung von So-
lar- oder Windenergie in der Golfregion 
oder in Chile. Dies schafft Potenziale 
für eine billige Erzeugung von Strom, 
der zur Produktion und zum Export von 
grünem Wasserstoff oder zur Herstel-
lung von grünem Stahl im eigenen Land 
genutzt werden könnte. Hier ergeben 
sich Potenziale für eine große lokale 
Wertschöpfung und neue Arbeitsplätze.

Netto-Energieimporteure verbinden 
die grüne Transformation häufig mit 
Chancen für mehr Energiesicherheit 
und niedrigere Preise. Die Integration 
und Verbreitung neuer Energieträger 
und grüner Technologien hängt jedoch 

von der Versorgung mit kritischen Roh-
stoffen beziehungsweise entsprechen-
den Verarbeitungskapazitäten ab. Für 
die EU-Mitgliedstaaten stellen kritische 
Rohstoffe aufgrund der hohen Abhän-
gigkeit von ausländischen Importen die 
„Achillesferse“ der grünen Transforma-
tion dar. Weltweit konzentrieren sich Ab-
bau und Produktion kritischer Rohstoffe 
auf wenige Länder: Die Demokratische 
Republik Kongo liefert den größten Teil 
des Kobalts, China fördert oder produ-
ziert die meisten Seltenen Erden, und 
Indonesien ist führend bei der Versor-
gung mit Nickel (siehe Abbildung). Auch 
wichtige Verarbeitungskapazitäten, zum 
Beispiel für Permanentmagnete und Bat-
terien, sind ungleich verteilt, wobei Chi-
na die Weltmärkte dominiert. Sollte es 
zu einer längerfristigen Unterbrechung 
der Lieferketten für grüne Technolo-
gien wie Elektrofahrzeuge, Photovol-
taik oder Windkraftanlagen kommen, 
könnte dies die Energiewende in eini-
gen Regionen behindern. Abhängigkei-
ten könnten dann genutzt werden, um 
strategische Vorteile zu erzielen - so wie 
es im Zeitalter der fossilen Brennstoffe 
oft der Fall war. 

Marktbeherrschende Positionen werden 
durch geoökonomische Instrumente zu-
dem gezielt gefördert. So hat China seine 
führende Position bei grünen Techno-
logien durch die Förderung nationaler 
Marktführer und staatliche Unterstüt-
zungsmaßnahmen (z. B. Steuervorteile 
und Subventionen) ausgebaut. Als Re-
aktion darauf haben die Vereinigten 
Staaten und die Europäische Union (EU) 
jeweils eigene grüne Industriepolitiken 
entwickelt, um grüne Wertschöpfungs-
ketten im eigenen Land anzusiedeln 
und so Risiken von Abhängigkeiten zu 
verringern. Die Beweggründe für diese 
Maßnahmen variieren. Sie umfassen die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit, die Verteidigung von Führungs-
positionen in strategischen Märkten 
und wirtschaftliche Machtspiele. Die 
Einführung von Zöllen auf Elektrofahr-
zeuge und Ausgleichsmaßnahmen zwi-
schen den USA und China bzw. den USA 
und der EU haben die Situation weiter 

politisiert. In einigen Fällen sind Kli-
maziele eher ein Nebenprodukt als ein 
Kernziel der Industriepolitik geworden. 
Handelskonflikte um Elektrofahrzeu-
ge oder Solarpaneele könnten die grü-
ne Transformation bremsen, da sie die 
Verbreitung der billigsten Technologien 
verhindern könnten.

In diesem Wettlauf um die Führung auf 
grünen Märkten könnten viele Schwel-
len- und Entwicklungsländer ins Hinter-
treffen geraten. Die Weltbank schätzt, 
dass der Finanzierungsbedarf für die 
grüne Transformation im Zeitraum 2022 
bis 2030 durchschnittlich 1,4 Prozent 
des BIP betragen wird, in Ländern mit 
niedrigem Einkommen kann er jedoch 
bei über 5 Prozent liegen. Die Transfor-
mationskosten belasten somit die Län-
der mit niedrigem Einkommen relativ 
stärker. Neue Partnerschaftskonzep-
te, wie die Just Energy Transition Part-
nerships, zielen darauf ab, mehr Mittel 
für die Transformation in diesen Län-
dern bereitzustellen. Sie stoßen aber 
ihrerseits mitunter auf Kritik. Kritische 
Debatten über Reformen der internatio-
nalen Finanzinstitutionen weisen auf die 
Notwendigkeit struktureller Änderun-
gen zum Schutz der globalen Gemein-
schaftsgüter hin. 

WACHSENDE KLIMA-
FOLGEN UND -SCHÄDEN: 
GEOPOLITIK NEU 
BETRACHTET

Trotz der Zusagen, der globalen Erwär-
mung Einhalt zu gebieten, steigen die 
Treibhausgaskonzentrationen weltweit 
stetig an. Eine wärmere Welt ist folglich 
vorprogrammiert, selbst wenn die Emis-
sionen von jetzt an erheblich reduziert 
werden. Menschen weltweit spüren den 
Anstieg des Meeresspiegels, Rekord- 
hitze, Extremwetterereignisse, sowie 
Auswirkungen auf die biologische Viel-
falt. Seit dem Aufblühen der mensch-
lichen Zivilisation war es auf der Erde 
noch nie so heiß. Darüber hinaus be-
steht die Sorge, dass die Erderwärmung 
mehrere irreversible Klimakipppunkte 
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https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S2214629618308636
https://muse.jhu.edu/pub/11/edited_volume/book/81304
https://muse.jhu.edu/pub/11/edited_volume/book/81304
https://www.project-syndicate.org/commentary/new-eu-commission-must-make-critical-raw-materials-act-fit-for-purpose-by-ruya-perincek-and-andreas-goldthau-2025-01
https://www.project-syndicate.org/commentary/new-eu-commission-must-make-critical-raw-materials-act-fit-for-purpose-by-ruya-perincek-and-andreas-goldthau-2025-01
https://www.project-syndicate.org/commentary/new-eu-commission-must-make-critical-raw-materials-act-fit-for-purpose-by-ruya-perincek-and-andreas-goldthau-2025-01
https://www.lse.ac.uk/granthaminstitute/wp-content/uploads/2024/02/Chinas-role-in-accelerating-the-global-energy-transition-through-green-supply-chains-and-trade.pdf
https://openknowledge.worldbank.org/entities/publication/fccbefad-b48d-57b5-b2d5-0aaf6469dd91
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auslösen könnte, die viele biophy-
sikalische Systeme, von denen das 
menschliche Leben seit jeher abhängt, 
unwiderruflich verändern.

Unabhängig davon, ob wir die Dekarbo-
nisierung vorantreiben oder hinauszö-
gern, sind wir also gleichzeitig mit dem 
wachsenden Risiko von Klimaschäden 
konfrontiert, was der Geopolitik des 
Anthropozäns neue Komplexität ver-
leiht. Die Geografie hat nicht nur Aus-
wirkungen auf die internationale Politik. 
Menschliche Aktivitäten haben die geo-
grafischen Gegebenheiten bereits für 
Jahrzehnte, wenn nicht Jahrhunder-
te, grundlegend verändert. Folglich ist 
eine einseitige Betrachtungsweise der 
Geopolitik, bei der die Geografie und 
Ressourcenvorkommen menschliches 
Handeln beeinflussen, nicht mehr zeit-
gemäß. Stattdessen gibt es eine kom-
plexe, multidirektionale Interaktion 
zwischen geografischen Faktoren und 
menschlichem Verhalten.

Nach Angaben des Weltklimarats (IPCC) 
sind in einigen natürlichen Systemen 
bereits harte Grenzen der Anpassung 
erreicht. Das bedeutet, dass keine An-
passungsmaßnahmen und keine Tech-
nologie tiefgreifende Risiken für diese 
Systeme verhindern können – mit ent-
sprechenden Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit, Lebensgrund-
lagen, Infrastruktur, Handel, Finanzsta-
bilität und Volkswirtschaften. Der neue 
Fonds für Schäden und Verluste im Rah-
men der UN-Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC) erkennt diese drastische Rea-
lität ebenfalls implizit an.

Eine aktuelle Studie geht davon aus, dass 
die globale Wirtschaftsleistung bis Mitte 
des Jahrhunderts um 19 Prozent niedri-
ger sein wird als in einer Welt ohne Kli-
mawandel. Wenn die Emissionen nicht 
eingedämmt werden, könnten die Ver-
luste zukünftig noch größer werden. 
Eine andere Studie hebt hervor, dass 
durch die veränderten klimatischen 
Bedingungen eine Milliardenbevöl-
kerung außerhalb der „menschlichen 
Klimanische“ verbleiben könnte - dem 

Temperaturkorridor, in dem die meisten 
Menschen leben und in dem die meis-
ten wirtschaftlichen Aktivitäten stattfin-
den. Einige Gebiete könnten zukünftig 
unbewohnbar werden, was zur Ver-
treibung ganzer Bevölkerungsgruppen 
führen könnte. Da diese Auswirkungen 
ungleichmäßig über den Globus ver-
teilt wären, würden sie zunehmend zu 
einer Quelle innen- und geopolitischer 
Spannungen und Auseinandersetzun-
gen werden.

GEOGRAFISCHE 
MACHTVERSCHIEBUNGEN

Die Geopolitik des Klimawandels verän-
dert unser Denken über die zukünftige 
Verteilung von Macht, Einfluss und (In-)
Stabilität in den internationalen Bezie-
hungen. Angesichts der Auswirkungen 
der Dekarbonisierung – unabhängig da-
von, ob sie vorangetrieben oder hin-
ausgezögert wird - sowie zunehmender 
Klimafolgen und Auswirkungen auf die 
Biologische Vielfalt, entsteht ein deut-
lich komplexeres Bild von „Gewinnern“ 
und „Verlierern“. So könnten beispiel-
weise die Gewinne aus der Versorgung 
mit kritischen Rohstoffen den wirt-
schaftlichen Schaden, der durch wie-
derkehrende extreme Wetterereignisse 
entsteht, nicht vollständig ausgleichen. 
Die Beschränkung auf eine traditionel-
le Version geopolitischer Analyse – mit 
Betrachtung der strategischen Rolle von 
und Kontrolle über Territorium und na-
türliche Ressourcen zum Zwecke mili-
tärischer oder wirtschaftlicher Macht -, 
wird den komplexen Realitäten nicht 
gerecht und verhindert eine echte stra-
tegische Vorausschau. 

HANDLUNGS- 
EMPFEHLUNGEN 

•	Abwägung von Kosten und Nutzen 
politischen Handelns und Nicht-Han-
delns auf verschiedenen Zeitskalen: 
Maßnahmen zum Klimaschutz ver-
ursachen kurz- bis mittelfristig Kosten, 
mindern aber langfristig kostspielige 

Klimafolgen. Nationale Institutionen 
mit einem Mandat für Energiepolitik 
und Klimafolgen sollten länderspezi-
fische Bewertungen der Kosten und 
Vorteile bestimmter Emissions-
minderungspfade in Auftrag geben. Das 
von Institutionen wie dem Weltklima-
rat (IPCC) gesammelte Fachwissen 
kann in ganzheitliche und langfristige 
Risikobewertungen integriert werden. 

•	Schaffung institutioneller Kapazitäten 
zur Bewertung kurz- und langfristiger 
Veränderungen des strategischen 
Umfelds und der Risikobewertung 
am Nexus von Dekarbonisierung und 
Klimafolgen. Die Bundesregierung 
könnte diese Aufgabe im Rahmen 
eines neu geschaffenen Nationalen 
Sicherheitsrates in Angriff nehmen, 
der regelmäßig externe Briefings für 
die Strategieentwicklung entlang ver-
schiedener Zeithorizonte in Auftrag 
gibt. Der Nationale Sicherheitsrat 
könnte den Kollaps von Ökosystemen 
und sich verändernde Monopol-
strukturen in der Energiepolitik 
betrachten, um sich auf geopolitische 
Veränderungen vorzubereiten. 

•	Entscheidungsträgerinnen und -träger 
weltweit sollten sich im Rahmen von 
Workshops und Planspielen mit den 
Zusammenhängen zwischen Klima-
wandel, biologischer Vielfalt und 
integrierter Sicherheit auseinander-
setzen. Entscheidungsträgerinnen 
und -träger der oberen und mittleren 
Ebene im Sicherheitssektor sollten an 
genannten Formaten teilnehmen, um 
das Verständnis der vielschichtigen 
Auswirkungen zu vertiefen. Szenarien-
planung und multidisziplinäre 
Workshops können dazu beitragen, 
Kapazitäten aufzubauen und das 
Bewusstsein für die Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Bereiche 
Verteidigung, humanitäre Hilfe und 
Entwicklung zu verbessern. Letzt-
lich kann dies die institutionelle 
Zusammenarbeit und strategische 
Vorbereitung fördern.
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https://www.degruyterbrill.com/document/doi/10.1515/9780776631172/html
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https://www.pnas.org/doi/10.1073/pnas.1910114117
https://www.pnas.org/doi/10.1073/pnas.1910114117
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0959378024001572
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0959378024001572


Rauchstraße 17/18 
10787 Berlin
Tel. +49 30 254231-0
info@dgap.org 
www.dgap.org 

 @dgapev

Die Deutsche Gesellschaft für Auswärtige 
Politik e.V. (DGAP) forscht und berät zu 
aktuellen Themen der deutschen und euro-
päischen Außenpolitik. Dieser Text spiegelt 
die Meinung der Autorinnen und Autoren 
wider, nicht die der DGAP.

Die DGAP ist gefördert vom Auswärtigen 
Amt aufgrund eines Beschlusses des  
Deutschen Bundestages.

Herausgeber 
Deutsche Gesellschaft für  
Auswärtige Politik e.V.

ISSN 2749-5542

Redaktion Jana Idris

Layout Daniel Faller

Dieses Werk ist lizenziert unter einer Creative  
Commons Namensnennung – Nicht kommerziell –  
Keine Bearbeitungen 4.0 International Lizenz.

Dieses Papier wird von der Internationalen Klimaschutzinitiative 
(IKI) im Auftrag des Auswärtigen Amtes im Rahmen des 
Climate Diplomacy Action Programme (CDAP) gefördert, 
welches von der Deutschen Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ) GmbH durchgeführt wird.

Die in dieser Publikation enthaltenen Informationen spiegeln 
nicht notwendigerweise die Meinungen, Ansichten oder 
Positionen des Auswärtigen Amtes wider. Alle geäußerten 
Ansichten sind ausschließlich die des Autors/der Autoren 
oder der Mitwirkenden und bedeuten keine Billigung oder 
Bestätigung durch das Auswärtige Amt.


